
Beschlussvorschlag zu den Auswahlkriterien und der verwendeten Methodik für Vor-
haben nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 
Maßnahmen für klimaschonende und umweltfreundlichere Fahrzeuge sowie nachhal-
tige Mobilitätsangebote im öffentlichen Personennahverkehr (Flexible Bedienformen) 
 

Spezifisches Ziel SZ 2.8 „Klimaschonende und umweltfreundliche 
Fahrzeuge sowie nachhaltige Mobilität im Öffentli-
chen Personennahverkehr 

Programmgebiet (räumlicher 
Geltungsbereich) 

SER und ÜR 

Gebietskulisse Gesamtes Landesgebiet 

Fördergegenstand Nr. 2.1 der Richtlinie 
Gefördert wird die Einrichtung und der Betrieb von 
flexiblen Bedienformen im öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) gemäß § 1 Niedersächsisches Nah-
verkehrsgesetz (NNVG) mit Angeboten, die den Li-
nienverkehr in Räumen und Zeiten schwacher Nach-
frage ergänzen und besonders auf wechselnde 
Nachfrage zugeschnitten sind (§ 7 b Abs. 2 Satz 1 
NNVG). 
Nr. 2.2 der Richtlinie 
Gefördert werden auch Maßnahmen zur Verbesse-
rung der zielgerichteten Einführung von flexiblen Be-
dienformen und alternativen Bedienungsangeboten 
nach Nummer 2.1 (Machbarkeits-/Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen, Konzepte für Angebotsformate un-
ter Einbeziehung von Nutzerinnen und Nutzern, 
Maßnahmen zur Unterstützung ehrenamtlicher Ar-
beit). 

Antragsberechtigte / Begüns-
tigte 

Nr. 3.1 der Richtlinie 
Zuwendungen können an Aufgabenträger i. S. des § 
4 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 3 NNVG sowie Landkreise, 
kreisfreie Städte oder kreisangehörige Gemeinden 
unbeschadet der Aufgabenträgerschaft für den öf-
fentlichen Personennahverkehr bewilligt werden. 
Vorhaben von Landkreisen oder kreisfreien Städten 
sowie kreisangehörigen Gemeinden, die nicht selbst 
Aufgabenträger sind, müssen mit dem jeweiligen 
Aufgabenträger abgestimmt werden. 
 
Vorhaben i. S. von Nr. 2.2 können auch gemeinsam 
von mehreren Zuwendungsempfängern durchgeführt 
werden. Als Hauptadressat und verantwortlicher Zu-
wendungsempfänger fungiert ein Partner aus dem 
Zusammenschluss. 
 
Nr. 3.2 
Darüber hinaus können Zuwendungen an natürliche 
Personen oder juristische Personen des privaten 
Rechts, die Personenbeförderungsleistungen erbrin-
gen, bewilligt werden. 

ggf. besondere maßnahmenbe-
zogene Fördervoraussetzungen 
(Förderfähigkeit) 

Für Vorhaben nach Nummer 2.1 ist eine Bestätigung 
des zuständigen ÖPNV-Aufgabenträgers vorzule-



gen, dass der mit dem Vorhaben beabsichtigte Ver-
kehr mit bereits vorhandenen ÖPNV-Angeboten 
nicht befriedigend bedient werden kann und das Vor-
haben mit dem bestehenden regionalen ÖPNV-An-
gebot abgestimmt ist (Nr. 4.1.4 der RL). 
 
Für Vorhaben nach Nummer 2.1,  
 
- für Verkehrsangebote für deren Erbringung als 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtung eine Betrau-
ung erfolgt, ist ein öffentlicher Dienstleistungs-
auftrag gemäß Artikel 2 Buchst. i der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 vorzulegen,  

- für Verkehrsangebote außerhalb einer Betrauung 
mit gemeinwirtschaftlichen Pflichten (eigenwirt-
schaftliche Verkehre) erfolgt die Zuwendung ge-
mäß der De-minimis-Verordnung.  

 
Fördervoraussetzung ist das Vorliegen eines ver-
kehrsträgerübergreifenden nachhaltigen Mobilitäts-
plans im Wirkungskreis des Antragstellenden, wie z. 
B. der jeweils gültige regionale Nahverkehrsplan, mit 
dem das Vorhaben im Einklang sein muss. Sofern 
der regionale Nahverkehrsplan verkehrsträgerüber-
greifende Aspekte nicht ausreichend berücksichtigt, 
muss, im Einklang mit den Empfehlungen des Euro-
päischen Rechnungshofs von Februar 2020, im An-
trag alternativ entweder auf andere verkehrsträger-
übergreifende Mobilitätspläne Bezug genommen 
werden oder ergänzend der Einklang des Vorhabens 
mit relevanten regionalen und landesweiten Plänen 
und Strategien mit Verkehrsbezug dargelegt und be-
gründet werden. 

Fachliche Stellungnahmen im 
Rahmen der Antragstellung 

Im Rahmen der Beurteilung der Förderfähigkeit so-
wie der Förderwürdigkeit holt die NBank eine Bewer-
tung der Zuwendungsvoraussetzungen, der fachli-
chen Qualitätskriterien sowie der Querschnittsziele 
von der Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersach-
sen mbH und im Hinblick auf die Qualitätskriterien 
der regionalfachlichen Bewertungskomponente vom 
jeweils zuständigen ArL ein. Diese Bewertungen 
sind im Bewilligungsverfahren bei der Förderwürdig-
keitsprüfung maßgeblich zu berücksichtigen und zu 
dokumentieren (Nr. 7.6 der Richtlinie).   

Regionalbedeutsame Maßnahme Ja  

 

Der Begleitausschuss wird gebeten, in seiner Sitzung am 07.07.2022 die nachfolgend aufge-

führten Auswahlkriterien und die unten beschriebene Methodik der oben genannten Richtli-

nie zu beschließen. 

 

I. Auswahlkriterien  

s. Anlage 



 

II. Verwendete Methodik 

Über die Projektauswahl entscheidet die NBank als Zwischengeschaltete Stelle. Das richtli-

niengebende Ressort nimmt keinen Einfluss auf die Auswahlentscheidung. 

Projekte können laufend beantragt und bewilligt werden, um den Begutachtungs- und Prüf-
aufwand bei der Bewilligungsbehörde NBank und den Gutachtern der Landesnahverkehrs-
gesellschaft mbH (LNVG) gleichmäßig zu verteilen.  
 
Eine fachliche Stellungnahme der LNVG erfolgt zur fachlichen Unterstützung der NBank in 
Hinblick auf die fachlichen Qualitätskriterien. Ein Votum des jeweils zuständigen ArL erfolgt 
zur fachlichen Unterstützung der NBank in Hinblick auf die Qualitätskriterien der regional-
fachlichen Komponente.  
 
Aufgrund der Planung und Hochrechnung wird davon ausgegangen, dass die Finanzmittel 

ausreichend sind, um sämtliche förderfähigen Anträge zu bewilligen.  

Wenn mehr Anträge gestellt werden als Finanzmittel zur Verfügung stehen, erstellt die 

NBank eine Rangfolge der Vorhaben auf Basis der erreichten Gesamtpunkzahl. Die Vorha-

ben mit einer höheren Punktzahl werden in diesem Fall den Vorhaben mit einer niedrigeren 

Punktzahl vorgezogen. 

 

 


